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Vorbemerkung den ES freut mıich sehr, AQass der DKMR
Wo an I1Nan eigentlich d  4 WEnnn I1Nan Tika  6 ın den Mittelpunkt SC1INer Aies-
ın C1INe JTagung einführen Soll, dIie sich Jährigen Mitgliederversammlung SE-

stellt hat / wel aten werden ın A1esemkomplexen Fragen 1m Kontext Alfrıkas
w1idmet? Nachdem ich als (C'hefredak- Jahr den 1cC auf Afrıka richten: OQıe
teur VO  — orum Weltkirche“ angefragt /Zweıte Afrıkasynode 1m kommenden
worden bın, Adilese Aufgabe über- Oktober:;: aber auch der 1725 Jahrestag
nehmen und ich auchZ hatte,
kamen IMIr zwıischenzeitlich doch meine
Zweifel, Adiıes ın e1iner halben Stunde
bewerkstelligen können. Im Fol-
genden werde ich Entwicklungen und DIe Mitgliederversammlung 2009
Sıtuatllonen aufzeigen, Oie zunächst des Deutschen Katholischen M1S-
einmal außerhalb des rein kırc  ıchen S1ONSrats SETizZie sich Qas
Bınnenraumes liegen, dIie aher wichüg Schwerpunktthema „Afr DIe
SINd, Ae Situabon ın alrıkanıschen Ordenskorrespondenz Ookumen-
ändern eInNnordnen können und Ae 1er ın Qieser Ausgabe neben dem
m.E den Hintergrund (ür Oie weılte- Hauptvortrag VOI Norbert OlmMmeler
IcNh Themen Qleser lagung darstellen weltere 1Jer orträge, die sıch mi1t
Erwarten S1e abher nıcht VOTl mMIr, AQass den aktuellen Herausforderungen
S1e Alfrıka ın SC1INeTr Komplexı1tät ach des Kontnents beschäftugen.
AMeser Einführung auch verstehen WT -— 479429
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Geboren 1962, studierte Norbert Kößmeier Theologie in 
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Norbert Kößmeier

Afrika - Der schwierige Weg in eine 
hoffnungsvolle Zukunft

Vorbemerkung
Wo fängt man eigentlich an, wenn man 
in eine Tagung einführen soll, die sich 
komplexen Fragen im Kontext Afrikas 
widmet? Nachdem ich als Chefredak-
teur von „Forum Weltkirche“ angefragt 
worden bin, diese Aufgabe zu über-
nehmen und ich auch zugesagt hatte, 
kamen mir zwischenzeitlich doch meine 
Zweifel, dies in einer halben Stunde 
bewerkstelligen zu können. Im Fol-
genden werde ich Entwicklungen und 
Situationen aufzeigen, die zunächst 
einmal außerhalb des rein kirchlichen 
Binnenraumes liegen, die aber wichtig 
sind, um die Situation in afrikanischen 
Ländern einordnen zu können und die 
m.E. den Hintergrund für die weite-
ren Themen dieser Tagung darstellen. 
Erwarten Sie aber nicht von mir, dass 
Sie Afrika in seiner Komplexität nach 
dieser Einführung auch verstehen wer-

den. Es freut mich sehr, dass der DKMR 
„Afrika“ in den Mittelpunkt seiner dies-
jährigen Mitgliederversammlung ge-
stellt hat. Zwei Daten werden in diesem 
Jahr den Blick auf Afrika richten: die 
Zweite Afrikasynode im kommenden 
Oktober; aber auch der 125. Jahrestag 
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DKMR-Tagung 2009

Die Mitgliederversammlung 2009 
des Deutschen Katholischen Mis-
sionsrats (DKMR) setzte sich das 
Schwerpunktthema „Afrika“. Die 
Ordenskorrespondenz dokumen-
tiert in dieser Ausgabe neben dem 
Hauptvortrag von Norbert Kößmeier 
weitere vier Vorträge, die sich mit 
den aktuellen Herausforderungen 
des Kontinents beschäftigen. 



des Beg1inns der geNannten „Berliner leiden /7fwel Drittel der Fredensmi1s-
Konferenz‘ November oder S1ONeN der Vereinten atlıonen ın den
weitläufig auch „Kongo-Konferenz”“ vergangenen zehn Jahren en ın Af-
FCENANNT, 41S0O Jener Konferenz, Ae Qas mNka stattgefunden. Zur Zeıt S1IDt ( ın
Schicksal Afrıkas Aramatısch veran- Afrıka mi1t insgesamt Oldaten?
derte ames Fearon and avlıl: LalItdıN

VO Department OT Politucal ScCI]Jence

Das düstere Bild VOo  - Irıka der anlior Unıiversity — USAÄA en ın
iIhrer Stuche „Ethnicıty, Insurgency and

Schaut INa  — sich Oie Statistiken d  $ 1V1 War” darauf hingewlesen, Qass hıs
erg1bt sich für Alrıka zunächst eiInmal 2003 Staaten Alfnıkas nach iIhrer Un-
en Aüsteres Bıld Staaten' 7a der abhängigkeit einen Bürgerknieg rliehben
zweıtgrößte Kontunent, der etiwa OQrel- MmMussten m1t unzähligen OÖpfern.“
mal STOß 1sT wWIe Europa. IIe / Der S1IDt 1 Jahresbericht 2007
Millionen Einwohner“ ehören e1ıner für Afrıka 2, Millionen Flüc  In  e
1elza VOTl Völkern und Kulturen d  $ von insgesamt 11 Millonen weltweit).°
dIie insgesamt TW, 2 500 unterschled- Ihe Z ahl der DPs (Internal Displaced
1C Sprachen sprechen. ber Von People) wIıird VO Internal isplace-
den Staaten nden sıch ın der ment Mon1toring ( entre (errichtet VO

ruppe der Länder m1t dem nledrigsten Norwegıan Kefugee Council für dQas
e der menschlichen Entwicklung, Jahr 2008 mıt 11,6 Millionen ın
ema dem HDR_Und S1E angegeben. 168 1st dIie er DPs
Ssind Oie einzıgen ın AQeser Grupple- weltweIit.® Ihe Statstiken könnten fort-
rung Nur alrıkanısche Staaten Sind ın eführt werden, Was Ae Alphabetisie-
AQleser Gruppe ausgewlesen, allesamt rungsrate, dQas Pro-KopfI-Einkommen,
Länder AUS dem Afrıka üdlich der Ae Kindersterblic  elt eic angeht. Doch
Sahara, auf dQas ich auch mMeiıne O 1- ich 111 0S hierbel helassen. Jel wIichtN-
sgenden Ausführungen konzentrneren ger 1st mMIr, Aes ın Zusammenhänge
werde. IIe Lebenserwartung wırd für stellen, dIie Jense1ts er Stammütischpa-
Adilesen Teıl Alfnıkas ın Zeiten VOT HIV/ rolen legen, Ae dQann nıcht selten m1t
IDS m1t durchschnittlich 49,6 Jahren rassıstischen Untertönen authals heto-

NCN „Wiır en den Afrıkanermn hereıtsangegeben Südasılen, AIie Keg]on mi1t
den zweıtschlechtesten Werten, wWelst mehr als eNOo1LIEN. ber S1P kme-
demgegenüber C1inNe Lebenserwartung gen 0S nıcht auf dIie el Jetzt mMUSSEeN
VO  — 03,6 Jahren auf (für Deutschland S1P ndlich selber sehen, WIE S1e zurecht
wırd Ce1nNe Lebenserwartung VO  — /9,1 kommen. S1e en OQıe Verantwortung
Jahren angegeben) z Ae Hälfte der für dIie Miısere tragen.‘ Letztlich wIrd
alfrıkanıschen Bevölkerung hat keinen Ihnen Ae alleinige Schuld der 1TUa-
Zugang Ssau berem Irnnkwasser In on zugeschrieben. Und WEnnn S1P selher
Südcdas]en SsSind 0S Prozent) und schuld SINd, Warum ollten wWIT unNns 41S0O
Prozent der Bevölkerung Sind ınterer- och anstrengen? (NB Fürsteun (Glonma
nährt 165 ezleht sich auf 2004 VO  — urn und [axıs ZUr ra VO  —

em hat Afifrıka MLAaSS1IV der HIV/AIDS: „DIie Alftrıkaner schnackseln
4'4() ragödie der gewaltsamen ONTILIKTE ;“}430

des Beginns der so genannten „Berliner 
Konferenz“ am 15. November – oder 
weitläufig auch „Kongo-Konferenz“ 
genannt, also jener Konferenz, die das 
Schicksal Afrikas dramatisch verän-
derte.

Das düstere Bild von Afrika

Schaut man sich die Statistiken an, 
ergibt sich für Afrika zunächst einmal 
ein düsteres Bild. 54 Staaten1 zählt der 
zweitgrößte Kontinent, der etwa drei-
mal so groß ist wie Europa. Die 972 
Millionen Einwohner2 gehören einer 
Vielzahl von Völkern und Kulturen an, 
die insgesamt etwa 2.500 unterschied-
liche Sprachen sprechen. Aber: Von 
den 54 Staaten fi nden sich 22 in der 
Gruppe der Länder mit dem niedrigsten 
Index der menschlichen Entwicklung, 
gemäß dem HDR 2007-2008. Und sie 
sind die einzigen in dieser Gruppie-
rung. Nur afrikanische Staaten sind in 
dieser Gruppe ausgewiesen, allesamt 
Länder aus dem Afrika südlich der 
Sahara, auf das ich auch meine fol-
genden Ausführungen konzentrieren 
werde. Die Lebenserwartung wird für 
diesen Teil Afrikas in Zeiten von HIV/
AIDS mit durchschnittlich 49,6 Jahren 
angegeben. Südasien, die Region mit 
den zweitschlechtesten Werten, weist 
demgegenüber eine Lebenserwartung 
von 63,8 Jahren auf (für Deutschland 
wird eine Lebenserwartung von 79,1 
Jahren angegeben). Etwa die Hälfte der 
afrikanischen Bevölkerung hat keinen 
Zugang zu sauberem Trinkwasser (in 
Südasien sind es 15 Prozent) und 32 
Prozent der Bevölkerung sind unterer-
nährt (dies bezieht sich auf 2004).
Zudem hat Afrika massiv unter der 
Tragödie der gewaltsamen Konfl ikte zu 

leiden. Zwei Drittel der Friedensmis-
sionen der Vereinten Nationen in den 
vergangenen zehn Jahren haben in Af-
rika stattgefunden. Zur Zeit gibt es 7 in 
Afrika mit insgesamt 67.000 Soldaten3. 
James D. Fearon and David D. Laitin 
vom Department of Political Science 
der Stanford University / USA haben in 
ihrer Studie „Ethnicity, Insurgency and 
Civil War” darauf hingewiesen, dass bis 
2003 22 Staaten Afrikas nach ihrer Un-
abhängigkeit einen Bürgerkrieg erleben 
mussten - mit unzähligen Opfern.4 

Der UNHCR gibt im Jahresbericht 2007 
für Afrika 2,2 Millionen Flüchtlinge an 
(von insgesamt 11 Millionen weltweit).5 

Die Zahl der IDPs (Internal Displaced 
People) wird vom Internal Displace-
ment Monitoring Centre (errichtet vom 
Norwegian Refugee Council) für das 
Jahr 2008 mit 11,6 Millionen in Afrika 
angegeben. Dies ist die Hälfte aller IDPs 
weltweit.6 Die Statistiken könnten fort-
geführt werden, was die Alphabetisie-
rungsrate, das Pro-Kopf-Einkommen, 
die Kindersterblichkeit etc. angeht. Doch 
ich will es hierbei belassen. Viel wichti-
ger ist mir, dies in Zusammenhänge zu 
stellen, die jenseits aller Stammtischpa-
rolen liegen, die dann nicht selten mit 
rassistischen Untertönen lauthals beto-
nen: „Wir haben den Afrikanern bereits 
mehr als genug geholfen. Aber sie krie-
gen es nicht auf die Reihe. Jetzt müssen 
sie endlich selber sehen, wie sie zurecht 
kommen. Sie haben die Verantwortung 
für die Misere zu tragen.“ Letztlich wird 
ihnen die alleinige Schuld an der Situa-
tion zugeschrieben. Und wenn sie selber 
schuld sind, warum sollten wir uns also 
noch anstrengen? (NB: Fürstin Gloria 
von Thurn und Taxis zur Frage von 
HIV/AIDS: „Die Afrikaner schnackseln 
zu viel.“)



Schwierige Ausgangslage hbrutaler Kolon1alısmus, der z B ZW1-
schen 18855 un 1908 1m on

In SCEINemM Buch „Ach ka  6 WEeIST Bar- e1nem furc  aren Völkermord mi1t
tholomäus Gnl schr anschaulich dQarauf Mıo0 Oten führte (der amerıikanısche
h1n, Qass zunächst einmal außerst Journalıst dam Hochschild spricht Sar Ug ol UOPJU
schwlerige usgangsvoraussetzungen VO  — Mio.), Hefe Narben hinterlassen,
hat, WaSs AIie Fragen der Entwicklung OQıe hıs heute ihre Wirkung zeigen.“
angeht. Gepeinigt WIE kein anderer
KontUnent 1sT Afrıka VO  — Naturkatas- Neopatrımonlalismus, Orrup-trophen, dIie ın Zeiten des Klimawandels tiıon und MachtmissbrauchDramatık zunehmen. HIV/AIDS, {IuU-
hberkulose und Malarıla, SOWIE 7a  OSEe Wenn wWIr uns Qie heutige Sıtuation
Iropenkrankheıten, deren Erforschung anschauen, dQann werden wWIT der
hbzw. OQıe Entwicklung VO  — Heilmitteln schwlierlgen Ausgangsvoraussetzungen
nıcht aul der Priontätenliste westl1- UNSCICS südlichen acarkontunents
cher Pharmakonzerne stehen, führen natürlich nıcht umhın kommen, Ale
dazu, Qass der Gesundheitszustand der ra ach dem arum  0. tellen
Bevölkerungen häufig als angegriffen arum en 0S vVele alrıkanısche LAan-
bezeichnet werden kann. artholomäus der nıcht geschafftt, OQıe etzten Tahellen-
T1 welst des welteren auf wWIe CT plätze des uman Development (4010)
sagt den -  uc der Geografie”” hın verlassen? Fragen ach Staatsfüh-

rung, Korruption und Ae Herrschaft der
„bIg men  0. rücken ın den Mittelpunkt
des Interesses Und wWITr stOßen el auf
C1INe Herrschaftsform, OQıe weıtläulg als

Je gedruckte Ausgabe neo-patnmonlale Herrschaft hbezeichnet
wIrd.
Der Politukwissenschaftler eier eyns
hbetont ın dem entsprechenden Arükel
1m „Afrıkalexikon  “ Qass die unange-
fochtene Autorität e1NEes Herrschers,

lele Länder Afrıkas Sind Binnenlän- Staatspräsidenten oder auch e1ner 1le
der, abgeschnitten VO  — der Uuste Eiıne wesentliches Kennzeichen C1INES Oolchen
ZU Teil mIserable Infrastruktur Systems 1sSt. „[Der Herrscher)| hesitzt Ae
dQann dazu, AQass Iransportkosten en Verfügungsgewalt über den taatsap-
Vielfaches Geld verschlingen als Aiıes und S1P 1 Interesse SCINeTr
für Küstenländer der Fall 1sT (NB Eın Herrschaftssicherung e1N. Staatlıche
Schiffscontailner VO  — Baltımore ın OQıe Amter und Kessourcen SsSind Ae mMmater1-
Elfenbeinküste 3 000 Dollar, ın Ae Zen- elle Grundlage dIie Pfründe des Neo-
tralafrıkanısche epublı aber schon Patnmonlalismus. Amter werden nıcht

Dollar Frachtkosten.) prımär ach ltenen sachlicher KOom-
em en 1]1er Jahrhunderte der petenZ, SsOoNdern persönlicher Loyalıtät
Sklaverel, Ae hıs e1nem Duittel der vergeben. Der Zugang Ihren Amtern
Gesamtbevölkerung hiınraffte und 1in verschafft den Amtsinhabern wIederum 431431
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In seinem Buch „Ach Afrika“ weist Bar-
tholomäus Grill sehr anschaulich darauf 
hin, dass Afrika zunächst einmal äußerst 
schwierige Ausgangsvoraussetzungen 
hat, was die Fragen der Entwicklung 
angeht. Gepeinigt wie kein anderer 
Kontinent ist Afrika von Naturkatas-
trophen, die in Zeiten des Klimawandels 
an Dramatik zunehmen. HIV/AIDS, Tu-
berkulose und Malaria, sowie zahllose 
Tropenkrankheiten, deren Erforschung 
bzw. die Entwicklung von Heilmitteln 
nicht auf der Prioritätenliste westli-
cher Pharmakonzerne stehen, führen 
dazu, dass der Gesundheitszustand der 
Bevölkerungen häufi g als angegriff en 
bezeichnet werden kann. Bartholomäus 
Grill weist des weiteren auf – wie er 
sagt – den „Fluch der Geografi e“7 hin. 

Viele Länder Afrikas sind Binnenlän-
der, abgeschnitten von der Küste. Eine 
zum Teil miserable Infrastruktur führt 
dann dazu, dass Transportkosten ein 
Vielfaches an Geld verschlingen als dies 
für Küstenländer der Fall ist (NB: Ein 
Schiff scontainer von Baltimore in die 
Elfenbeinküste 3.000 Dollar, in die Zen-
tralafrikanische Republik aber schon 
13.000 Dollar Frachtkosten.) 
Zudem haben vier Jahrhunderte der 
Sklaverei, die bis zu einem Drittel der 
Gesamtbevölkerung hinraff te und ein 

Autoreninfo
Siehe gedruckte Ausgabe.

brutaler Kolonialismus, der z.B. zwi-
schen 1885 und 1908 im Kongo zu 
einem furchtbaren Völkermord mit 6 
Mio. Toten führte (der amerikanische 
Journalist Adam Hochschild spricht gar 
von 10 Mio.), tiefe Narben hinterlassen, 
die bis heute ihre Wirkung zeigen.8 

Neopatrimonialismus, Korrup-
tion und Machtmissbrauch

Wenn wir uns die heutige Situation 
anschauen, dann werden wir trotz der 
schwierigen Ausgangsvoraussetzungen 
unseres südlichen Nachbarkontinents 
natürlich nicht umhin kommen, die 
Frage nach dem „Warum“ zu stellen: 
Warum haben es viele afrikanische Län-
der nicht geschaff t, die letzten Tabellen-
plätze des Human Development Report 
zu verlassen? Fragen nach Staatsfüh-
rung, Korruption und die Herrschaft der 
„big men“ rücken in den Mittelpunkt 
des Interesses. Und wir stoßen dabei auf 
eine Herrschaftsform, die weitläufi g als 
neo-patrimoniale Herrschaft bezeichnet 
wird.
Der Politikwissenschaftler Peter Meyns 
betont in dem entsprechenden Artikel 
im „Afrikalexikon“, dass die unange-
fochtene Autorität eines Herrschers, 
Staatspräsidenten oder auch einer Elite 
wesentliches Kennzeichen eines solchen 
Systems ist. „[Der Herrscher] besitzt die 
Verfügungsgewalt über den Staatsap-
parat und setzt sie im Interesse seiner 
Herrschaftssicherung ein. Staatliche 
Ämter und Ressourcen sind die materi-
elle Grundlage – die Pfründe – des Neo-
Patrimonialismus. Ämter werden nicht 
primär nach Kriterien sachlicher Kom-
petenz, sondern persönlicher Loyalität 
vergeben. Der Zugang zu ihren Ämtern 
verschaff t den Amtsinhabern wiederum 



Zugang Amtern und Kessourcen ın ZUT Wahlreform e1N. IIe wesentlichen
lhrem Verantwortungsbereich. SO enTt- Empfehlungen, OQıe VOT der enrheı der
steht 1in Netzwerk des Klientel1ismus, Bevölkerung m1t Freude aufgenommen
ın dem Patronage und Loyalıtät ZWwWEe] worden SINd, wurden Jedoch erst Jüngst
Seıten derselben edallle SINa und ın VO Präsiıdenten selhst abgelehnt.
dessen Zentrum der Herrscher OQıe Fa- 168 wırd verständlich, WEnnn INan 1in
den zieht.?” neo-patrımonlales Herrschaftssystem
Unabhängıg VO  — den formalen polıt1i- als Erklärungsmodell Grunde legt
schen Strukturen wırd 1er Herrschaft enn OQıe Vorschläge der Wahlreform-
über informale, klientelisusche Bezle- kommI1issiıon würden dIie Befugnisse der
hungen organıslert. „Der herrtschende herrschenden 1le euilic einschrän-
Patron Se1 *S ın der Person e1NESs ken Una  ängıige Kontrollen würden
Autokraten, alSs 1  1& e1NES ans etabliıert und dem Einflussbereic der
oder allgemeın als Stellvertreter Ce1ner StaatsführungZ
1Te erwıirbt sich ın Ad1esem System Auf e1ner miı1ss10-1agung Maı
Gefolgschaft, indem CT Kessourcen 2009 ın TIer machte George husanı
SC1INEe nhänger Uumverteılt. 1C OQıe darauf aufmerksam, AQass W he] den
Ürjentlerung Gemeinwohl a  er, ahlen letztlich 1mM mMer 11UTr dQdarum DE-
SsonNdern dIie Privileglerun: der eıgenen he, WerTr uneingeschränkten Zugang
]Jente steht SOM 1m Vordergrund den „Fleischtöpfen des Landes“ erhalte,
der politisch Hertrschenden “ 9 enlende Spric den Einnahmen AUS dem TdÖöl-
Kontrollen staatlıcher Amtsführung, eschäft, Ae Prozent der (jesamteın-
mangelnde ompetenz mancher nahmen des StTaates ausmachen. Ihesen
Amtsinhaber SOWI1Ee der persönliche /Zugang <allı 0S AUS 1C der 1le
Bereicherungsdrang der herrschenden Jeden TEeIS Ssichern.
Elıten begünstigen OAie zunehmende Pn-
vatısıerung des Staates Begleıitet wırd Dıie Unterentwicklungsfalle
Meser Prozess, Qa CT auch 1mM mMer mehr
knmmnelle Energle frelsetzt, Uurc fort- Neo-patrnimonlale Herrschaft steht nıcht
schreitende Korruption insbesondere 11UT 1 Gegensatz westlichen Vor-
ın rohsto  eichen ändern VOTl auslän- stellungen VO  — Demokratle und
Ischen Investoren genährt. Keglerungsführung. ES wIird als Ce1nNe
Der ehemalige Generalsekretär der Ursache für dIie enlende wIrtschaftliche
nıgerlanıschen Bischofskonferenz, Fa- Entwicklung esehen. Markus Beck-
ther George Ehusanı, wWelst ın SE1INeEM INaANl, Lehrstuhl (ür Wıirtschaftsethik

der Martin-Luther-UniversIität —Artüikel „Hat Demokrate ın Nıgerla &e1INe
Chance?“ ın der aktuellen Ausgabe VOT Wiıttenberg, welst ın SCINeEM Diskuss1i-
OYTuUuMmM Weltkirche!! auf A]ese Oonspapler „NePAD und der Afrıcan Peer
Problematıik hın. Nach den furc  aren Keviıew Mechanısm Zum Potental
ahlen 2007, OQıe urc MAasSS1IVe Ma- polıtischer Selbstbindung“ darauf hın,
nıpulationen und Einschüchterungen Qass sich solche Systeme VOT em
Nıgerl1a den Rand e1ner Katastrophe auch urc AIie Nichtkalkulerbarkeit
eDracC hatten, richtete der CUuUuC Präa- hinsichtliec der Entscheidungen der

4A3° Ssident &e1inNne una  ängıige OMM1ISSION herrtschenden 1te aUSZEeEIChHNetT. „DIe432

Zugang zu Ämtern und Ressourcen in 
ihrem Verantwortungsbereich. So ent-
steht ein Netzwerk des Klientelismus, 
in dem Patronage und Loyalität zwei 
Seiten derselben Medaille sind und in 
dessen Zentrum der Herrscher die Fä-
den zieht.“9

Unabhängig von den formalen politi-
schen Strukturen wird hier Herrschaft 
über informale, klientelistische Bezie-
hungen organisiert. „Der herrschende 
Patron – sei es in der Person eines 
Autokraten, als Mitglied eines Clans 
oder allgemein als Stellvertreter einer 
Elite – erwirbt sich in diesem System 
Gefolgschaft, indem er Ressourcen an 
seine Anhänger umverteilt. Nicht die 
Orientierung am Gemeinwohl aller, 
sondern die Privilegierung der eigenen 
Klientel steht somit im Vordergrund 
der politisch Herrschenden.“10 Fehlende 
Kontrollen staatlicher Amtsführung, 
mangelnde Kompetenz so mancher 
Amtsinhaber sowie der persönliche 
Bereicherungsdrang der herrschenden 
Eliten begünstigen die zunehmende Pri-
vatisierung des Staates. Begleitet wird 
dieser Prozess, da er auch immer mehr 
kriminelle Energie freisetzt, durch fort-
schreitende Korruption – insbesondere 
in rohstoff reichen Ländern von auslän-
dischen Investoren genährt.
Der ehemalige Generalsekretär der 
nigerianischen Bischofskonferenz, Fa-
ther George Ehusani, weist in seinem 
Artikel „Hat Demokratie in Nigeria eine 
Chance?“ in der aktuellen Ausgabe von 
Forum Weltkirche11 auf genau diese 
Problematik hin. Nach den furchtbaren 
Wahlen 2007, die durch massive Ma-
nipulationen und Einschüchterungen 
Nigeria an den Rand einer Katastrophe 
gebracht hatten, richtete der neue Prä-
sident eine unabhängige Kommission 

zur Wahlreform ein. Die wesentlichen 
Empfehlungen, die von der Mehrheit der 
Bevölkerung mit Freude aufgenommen 
worden sind, wurden jedoch erst jüngst 
vom Präsidenten selbst abgelehnt. 
Dies wird verständlich, wenn man ein 
neo-patrimoniales Herrschaftssystem 
als Erklärungsmodell zu Grunde legt. 
Denn die Vorschläge der Wahlreform-
kommission würden die Befugnisse der 
herrschenden Elite deutlich einschrän-
ken. Unabhängige Kontrollen würden 
etabliert und dem Einfl ussbereich der 
Staatsführung entzogen.
Auf einer missio-Tagung am 06. Mai 
2009 in Trier machte George Ehusani 
darauf aufmerksam, dass es bei den 
Wahlen letztlich immer nur darum ge-
he, wer uneingeschränkten Zugang zu 
den „Fleischtöpfen des Landes“ erhalte, 
sprich den Einnahmen aus dem Erdöl-
geschäft, die 70 Prozent der Gesamtein-
nahmen des Staates ausmachen. Diesen 
Zugang gilt es – aus Sicht der Elite – 
um jeden Preis zu sichern. 

Die Unterentwicklungsfalle

Neo-patrimoniale Herrschaft steht nicht 
nur im Gegensatz zu westlichen Vor-
stellungen von Demokratie und guter 
Regierungsführung. Es wird als eine 
Ursache für die fehlende wirtschaftliche 
Entwicklung gesehen. Markus Beck-
mann, Lehrstuhl für Wirtschaftsethik 
der Martin-Luther-Universität Halle / 
Wittenberg, weist in seinem Diskussi-
onspapier „NePAD und der African Peer 
Review Mechanism – Zum Potential 
politischer Selbstbindung“ darauf hin, 
dass sich solche Systeme vor allem 
auch durch die Nichtkalkulierbarkeit 
hinsichtlich der Entscheidungen der 
herrschenden Elite auszeichnet. „Die 
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CT eLC., mıt denen der einzelne plötzlich ES ware atal, 1U  — he]l der bısher CT —

und konfronUert wird|, tolgten Beschreibung stehen leiben
tergräbt Erwartungssicherheit und führt Und W würde dQas Bıild zementeren,
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le ın den Abgrund stürzt, SOllte Jedoch Einhaltung der Menschenrechte
niıcht vergessen werden, Qass QA1eses hıs ıIn nıcht OQıe Interessen der WEeSsTt-
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be
ndrohende Aussicht, dass die Früchte der 

eigenen Arbeit durch die herrschende 
Elite umverteilt werden (könnten) [An-
merkung: Dazu zählt nicht nur die Ver-
staatlichung von Unternehmen, sondern 
auch neue willkürliche Gebühren, Steu-
ern etc., mit denen der einzelne plötzlich 
und unerwartet konfrontiert wird], un-
tergräbt Erwartungssicherheit und führt 
dazu, dass die breite Bevölkerung in ein 
anderes Konsum- und Investitionsver-
halten ausweicht. Investitionen bleiben 
aus und der wirtschaftliche Niedergang 
nimmt seinen Lauf.“ Und er spricht in 
diesem Zusammenhang von einer so 
genannten Rationalfalle: „Für die herr-
schende Elite erscheint es rational, ihre 
Macht nicht einzuschränken [Anm.: um 
eben ihre Einnahmen zu sichern]. Für 
die Bevölkerung ist es rational, keine 
ausbeutbaren Investitionen zu tätigen. 
Gleichzeitig schädigt die resultierende 
wirtschaftliche Unterentwicklung alle 
Beteiligten.“ Das neo-patrimoniale Sys-
tem ist eine Unterentwicklungsfalle.12

So sehr dieses System der neo-patrimo-
nialen Herrschaft zu verurteilen ist und 
vor allem die ärmsten Bevölkerungstei-
le in den Abgrund stürzt, sollte jedoch 
nicht vergessen werden, dass dieses 
System neo-patrimonialer Herrschaft 
zum kolonialen Erbe Afrikas gehört. 
Denn es waren die Kolonialmächte, 
die dieses System implementierten. 
Der Kolonialstaat war nie ein moder-
ner Staat gewesen. Die „bürokratische 
Sachlichkeit“ und das auf der abs-
trakten Geltung gleichen objektiven 
Rechts beruhende Ideal der Verwaltung 
„ohne Ansehen der Person“ war auf 
das Zentrum der Macht in der koloni-
alen Hauptstadt sowie auf die europä-
ische Bevölkerung begrenzt. Die große 
Mehrheit der Bevölkerung stand unter 

indirekter Herrschaft. Der verlängerte 
Arm der Kolonialmacht waren Chiefs, 
Älteste und Könige.13

Der demokratische Aufbruch

Es wäre fatal, nun bei der bisher er-
folgten Beschreibung stehen zu bleiben. 
Und es würde das Bild zementieren, 
dass es ja doch die Afrikaner sind, die 
die alleinige Verantwortung für die 
Situation zu tragen haben. Wie gesagt, 
Neopatrimonialismus ist nur ein Grund 
für die Situation der Unterentwicklung. 
Und damit möchte ich den Blick zu-
nächst auf Entwicklungen lenken, die 
i.d.R. nicht ins weitläufi g bekannte Bild 
vom Katastrophenkontinent passen. 
Es geht um die größten politischen 
Umwälzungen seit dem Fall der Berli-
ner Mauer. Nach dem Ende des Kalten 
Krieges fi nden wir ein Afrika vor, das 
Jahrzehnte unter der Auseinander-
setzung der westlichen und östlichen 
Großmächte gelitten hat. In aller Re-
gel waren Autokraten an der Macht, 
häufi g gestützt von den Großmächten. 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit oder 
Einhaltung der Menschenrechte waren 
bis dahin nicht die Interessen der west-
lichen Mächte, wenn es um Afrika ging. 
Mit dem Ende des Kalten Krieges jedoch 
begann auch ein neuer Abschnitt in 
vielen afrikanischen Ländern.
Schauen wir uns heute die Landkarte 
an, dann stellen wir fest, dass Ein-
Parteien-Systeme und „Staatspräsi-
denten auf Lebenszeit“ fast völlig von 
der Landkarte verschwunden sind. Die 
Amtszeiten für Präsidenten sind durch 
neue Staatsverfassungen begrenzt 
worden. Zahlreiche Länder haben sich 
erfolgreich dagegen gewehrt, wenn ein 
Amtsinhaber die Begrenzung aufheben 
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wollte, auch Nigeria. Und selbst in 
Ländern wie Uganda oder Simbabwe, 
wo Yoweri Museveni bzw. Robert Mu-
gabe an ihrer Macht kleben, wächst der 
Widerstand der politischen Opposition, 
der Gesellschaft und der Medien. Vor 
1990 gab es, wenn überhaupt, nur we-
nige Demokratien in Afrika. 2007 hat 
Freedom House die Hälfte der Länder 
Afrikas südlich der Sahara als Demo-
kratien eingestuft – also als Systeme, 
in denen die Bürger des Landes in mehr 
oder weniger freien und fairen Wahlen 
ihre Staatslenker wählen oder auch ab-
wählen können. Ein gewisses Maß an 
persönlichen und politischen Freiheiten 
bzw. Rechten setzt dies voraus. 
Afrobarometer, ein internationales 
Netzwerk von Politik- und Gesell-
schaftswissenschaftlern, weist in einer 
empirischen Studie nach, dass die 
Mehrheit der Bevölkerungen in 19 
untersuchten Ländern die Demokra-
tie als politisches System favorisiert. 
70 Prozent sehen Demokratie als das 
bevorzugte politische System an. 75 
Prozent lehnen eine Militärdiktatur 
ab, 73 Prozent ein Einparteien-System 
und 79 Prozent die Herrschaft eines 
einzelnen autokratischen Herrschers 
(strongman rule). 59 Prozent der Be-
fragten geben an, dass in ihrem Land 
eine volle Demokratie herrsche. Jedoch 
nur 49 Prozent sind mit der konkreten 
Demokratie in ihrem Land zufrieden. 
Afrobarometer kommt in der erst Ende 
Mai 2009 veröff entlichten Studie, die 
sich über zehn Jahre erstreckte, zu fol-
gendem Ergebnis:
• Demokratische Haltungen sind auf 

Seiten der Bevölkerung im Aufwind. 
Wenn sich dieser Aufwärtstrend, der 
bis zum Beginn der weltweiten Fi-
nanzkrise festgestellt werden konnte, 

weiter fortsetzt, dann ist dies eine 
sehr vielversprechende Entwicklung 
hinsichtlich weiterer Demokratisie-
rungsprozesse auf dem afrikanischen 
Kontinent.

• Jedoch nur die Hälfte der Befragten 
fordern auch Demokratie ein. Die 
Demokratisierung hat noch einen 
weiten Weg vor sich.14

Die Mobilfunk-Revolution

In diesem Zusammenhang lassen Sie 
mich einen Aspekt benennen, der nur 
wenig Beachtung fi ndet: die Revolution 
der Kommunikationsmedien in Afrika. 
Insbesondere das Mobiltelefon spielt 
heute eine bedeutende Rolle. Im be-
völkerungsreichsten Land Afrikas – in 
Nigeria – verfügen etwa 44 Mio. Ein-
wohner über ein Mobiltelefon. Enorme 
Zuwachsraten sind auch in anderen 
Ländern zu beobachten. Neue Einkom-
mensquellen eröff nen sich, gerade auch 
für die ärmere Bevölkerung. Prepaid-
Cards werden zur Bank der armen Leute. 
Verwandte im Ausland oder in weit ent-
fernten Städten transferieren Gelder auf 
die Prepaid-Cards, die gehandelt werden 
können. Und nicht zuletzt: Eine neue 
Öff entlichkeit in Fragen von Menschen-
rechten, damit letztlich auch Demokra-
tisierungsprozessen und eine Stärkung 
der Zivilgesellschaft wird mit diesen 
Kommunikationsmöglichkeiten herge-
stellt; Vergehen von Polizei und Amts-
trägern können leichthin fotografiert 
und verbreitet werden. In Simbabwe 
haben Wahlbeobachter der Opposition 
und Zivilgesellschaft via SMS innerhalb 
kürzester Zeit die Wahlergebnisses aus 
dem ganzen Land zusammengetragen. 
Video-Reportagen – mit dem Handy 
gemacht –, die sich zum Ziel gesetzt 
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be
nhaben, Demokratisierungsprozesse zu 

unterstützen, werden im Internet veröf-
fentlicht.15 Diese Revolution durch neue 
Kommunikationsmöglichkeiten wird 
Afrika nachhaltig verändern. 

Afrika hilft sich selbst

Die Situation der Armut stellt eine 
massive Herausforderung für die häu-
fi g fragilen und jungen Demokratien 
dar. Was, wenn Demokratie in keinster 
Weise zu wirtschaftlicher Entwicklung 
beiträgt, wenn große Teile der Bevöl-
kerung weiterhin in einer Situation der 
Armut verbleiben und eine wirtschaftli-
che Besserung ausbleibt? Afrikanische 
Länder haben deshalb 2001 eine Initi-
ative ins Leben gerufen, die sich diesen 
Fragen verpflichtet fühlt und einen 
entscheidenden Beitrag für die Ent-
wicklung des Kontinents leisten will. 
NePAD - Die Neue Partnerschaft für 
Afrikas Entwicklung (New Partnership 
for Africa’s Development) ist 2001 von 
Ägypten, Algerien, Nigeria, dem Sene-
gal und Südafrika gegründet worden. 
Demokratisierung, Rechtsstaatlichkeit, 
Achtung der Menschenrechte, Good 
Governance und Ausbau marktwirt-
schaftlicher Strukturen sind zentrale 
Stichworte dieser Initiative. 
Das Besondere an dieser Initiative ist 
die Einführung des „African Peer Re-
view Mechanism“ – ein Instrument, 
dass der gegenseitigen Überprüfung 
und Unterstützung dienen soll. Damit 
aber bekommt die NePAD-Initiative 
eine andere Qualität als frühere Akti-
onspläne, da sie sozusagen einen Tabu-
Bruch begeht: das Dogma der Nicht-
einmischung in die Entwicklungen des 
Nachbarlandes oder anderer afrikani-
scher Länder ist somit durchbrochen. 

Inhalte der guten Regierungsführung 
werden erstmals zum Gegenstand eines 
förmlichen, politischen Dialogs zwi-
schen afrikanischen Staaten, und nicht 
mehr ausschließlich ein „Geberländer-
Thema“. Ich bin mir sehr wohl bewusst, 
dass dieses Instrument massive Kritik 
insbesondere von zivilgesellschaftli-
chen Organisationen erfahren hat.16 
Und dies nicht zu Unrecht. Die Zivilge-
sellschaft kam in diesem Instrument der 
Selbst- und Fremdevaluation der afri-
kanischen Länder zunächst nicht oder 
nur kaum vor. Kritik wurde auch daran 
geübt, dass APRM keine Strafen gegen-
über solchen Ländern vorsieht, die als 
Ergebnis der Fremdüberprüfung sich 
nachweislich nicht den Prinzipen der 
„Good Governance“ oder der Rechts-
staatlichkeit verpfl ichtet fühlen. 
Vom Selbstverständnis her sieht sich 
APRM selbst zunächst einmal als ein 
Lerninstrumentarium – von den Er-
fahrungen der Nachbarn oder anderer 
afrikanischer Länder lernen. Meiner 
Einschätzung nach – so sehr einzelne 
Kritikpunkte ernst zu nehmen sind – 
liegt das Besondere dieses Prozesses in 
dem Bemühen der afrikanischen Staa-
ten, eine eigene Agenda für Entwick-
lung und Demokratisierung auszuar-
beiten, umzusetzen und vor allem sich 
diese Agenda auch zu eigen zu machen. 
Zugleich entwickelt APRM eine unvor-
hersehbare Eigendynamik im positiven 
Sinne. 29 Staaten sind inzwischen dem 
Prozess der Selbst- und Fremdevalu-
ierung beigetreten.17 Die ersten Ergeb-
nisse liegen vor. Einzelne Länder, z.B. 
Ghana, die diesen Prozess inzwischen 
komplett durchlaufen haben, haben von 
sich aus beschlossen, die kompletten Er-
gebnisse zu veröff entlichen. Damit aber 
schaff en sie eine neue Transparenz, die 
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zum einen der Kritik entgegenwirkt, 
geschönte Berichte für die Geberländer 
zu erstellen. Zum anderen wird es für 
Länder, die sich bisher den Zielsetzun-
gen in ihrer eigenen Regierungsführung 
nicht verpfl ichtet fühlen, schwerer, sich 
diesem gesamten Prozess zu entziehen, 
denn sie sehen sich auf einmal mit der 
öff entlichen Meinung konfrontiert.18

Die fehlende Glaubwürdigkeit 
des Westens

Dies sind begrüßenswerte Entwicklun-
gen, die jedoch, damit sie Erfolg haben, 
auch von der internationalen Gemein-
schaft der Unterstützung bedürfen. 
Damit kommen wir aber zu einer ent-
scheidenden Frage: Ist es der interna-
tionalen Gemeinschaft überhaupt ernst 
damit, afrikanische Länder darin zu 
unterstützen, die letzten Tabellenplätze 
der Entwicklung verlassen zu können 
oder stehen nicht doch Eigeninteressen 
im Vordergrund? Wenn wir uns das 
Agieren der internationalen Gemein-
schaft anschauen, war dies während des 
Kalten Krieges vor allem durch ideolo-
gische und strategische Überlegungen 
geprägt. Demokratie, Rechtsstaatlichkeit 
oder Einhaltung der Menschenrechte 
waren bis dahin nicht die Interessen der 
westlichen Mächte, wenn es um Afrika 
ging. Es spielte z. B. keine Rolle, wie sich 
Diktator Mobutu gegenüber der eigenen 
Bevölkerung des Zaire verhielt, wie sehr 
er sich selbst bereicherte etc. Entschei-
dend für den Westen war: Er galt als 
verlässlicher Partner, der die Interessen 
des Westens garantierte, nämlich den 
Zugang zu den Rohstoff en des Landes, 
und gleichzeitig ein Bollwerk gegen die 
Kommunisten darstellte. Und dies ist 
nur eines von unzähligen Beispielen. 

Die Frage nach dem Zugang zu Res-
sourcen ist bis heute verantwortlich für 
Gewalt, Krieg und Vertreibung. „Es ist 
off ensichtlich, dass die Rohstoff e des 
Kongo die Gier gewisser Mächte ent-
fachen und in direkter Beziehung zur 
Gewalt gegen die Bevölkerung stehen.“ 
So formulierten es die katholischen 
Bischöfe des Landes 2008 in einem 
dramatischen Appell. Und sie beton-
ten: „Die ganze Welt hat von einem 
friedlichen Kongo mehr als von einem 
Kongo im Krieg.“19 Die weitverbreitete 
Korruption wird bis heute vor allem in 
der westlichen Welt als Hauptursache 
für Unterentwicklung angeprangert. 
Doch dabei wird geflissentlich über-
sehen, dass es westliche Unternehmen 
waren, die enorme Bestechungsgelder 
an korrupte Regierungen zahlten, um 
an lukrative Verträge zu kommen oder 
aber den Zugang zu den Rohstoff en zu 
erhalten. Deutschland war davon nicht 
ausgenommen. Bis 1999 war es deut-
schen Unternehmen möglich, solche 
Bestechungsgelder von der Steuer ab-
zusetzen. Und die Unternehmen blieben 
von einer Strafverfolgung verschont.
Peter Eigen, Gründer von Transpa-
rency International, betonte in einem 
Interview: „Aber allgemein muss man 
sagen, dass die großen Unternehmen 
in den reichen Staaten systematisch die 
Korruption in die Länder des Südens 
hineingetragen haben. Und deswegen 
ist die Bemerkung von Bundespräsident 
Köhler richtig, wenn er sagt, dass ein 
großer Teil der Verantwortung für die 
Korruption bei uns liegt – bei uns im 
Norden, bei unseren Unternehmen, die 
sich nicht geschämt haben, systema-
tisch die falschen Entscheidungen zu 
kaufen von den Ministern, von den 
Präsidenten, von den hohen Beamten 
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Und ein weiteres fällt auf: Die Vorgaben 
von Geberländern bzw. –institutionen 
sind zum Teil widersprüchlich oder 
aber aus Sicht der Empfängerländer nur 
schwer erfüllbar. Hatte der Internati-
onale Währungsfonds in den 80/90er 
Jahren von den hoch verschuldeten 
Ländern die Durchführung so genann-
ter Struktur-Anpassungsprogramme 
(SAP) verlangt, die nach neoliberalem 
Muster die Privatisierung vieler Sekto-
ren und die Liberalisierung der Märkte 
verlangte – vor allem aber einen mög-
lichst kleinen Staat vorsah – so musste 
der IWF selbst einsehen, dass diese 
Programme nicht die erhofften Ziele 
erbracht haben. Armutsreduzierung 
hieß die neue Strategie, die mit dem 
Millenniumsgipfel der Vereinten Natio-
nen im Jahr 2000 auf den Weg gebracht 
wurde. Die neue Strategie sah nun sehr 
wohl einen handlungsfähigen Staat als 
Grundvoraussetzung für eine erfolgrei-
che Umsetzung vor. Was aber, wenn es 
aufgrund voriger Vorgaben kaum noch 
einen handlungsfähigen Staat gab, da 
er sich aus allen Sektoren herausge-
zogen hat und gleichzeitig kaum Geld 
zur Verfügung hat, da die einheimische 
Wirtschaft der Öffnung der Märkte 
nichts entgegensetzen konnte und da-
von zugrunde gerichtet wurde?21

Fehlende Glaubwürdigkeit werfen af-
rikanische Staaten auch den G8 vor. 
In den vergangenen Jahren haben am 
Rande des G8 Gipfels immer wieder 
Treff en mit afrikanischen Staatsführern 
stattgefunden. Man sah die Notwendig-
keit, Afrika eine besondere Aufmerk-
samkeit zu schenken und vereinbarte 
entsprechende Initiativen. Doch die 

gemachten Versprechen sind immer 
wieder unterlaufen worden. Jüngstes 
Beispiel: Während des G8 Gipfels in 
Gleneagles (2005) versprachen die G8, 
ihre Entwicklungshilfe bis zum Jahr 
2010 um 25 Milliarden US Dollar zu er-
höhen, gemessen an der Hilfe von 2004 
also fast zu verdoppeln. Angesichts der 
gegenwärtigen Finanzkrise haben nun 
Italien und auch Frankreich ihre Hilfe 
nicht nur nicht erhöht, sondern sogar 
gekürzt.22

Wenn wir uns der EU zuwenden, dann 
fehlt es bis heute an einer kohärenten 
Politik des Außenhandels und der Ent-
wicklungszusammenarbeit.23 Zwar hat 
sie in den vergangenen Jahren vielfälti-
ge Anstrengungen unternommen, doch 
belastet eine nicht kohärente Politik die 
Beziehungen zwischen Afrika und der 
EU. Als Beispiel sei an dieser Stelle nur 
auf die Fischerei- und Agrarpolitik der 
EU verwiesen, die dafür verantwortlich 
ist, dass Küsten vor Westafrika über-
fi scht sind und die Lebensgrundlagen 
für die einheimische Bevölkerung 
zerstört wurden, dass schließlich land-
wirtschaftliche Produkte aus Europa 
auf afrikanischen Märkten günstiger 
sind als einheimische. Dirk Kohnert, 
Ökonom und stellvertretender Direktor 
des Institute of African Aff airs (IAA) 
am deutschen Institut für globale und 
regionale Studien (GIGA) in Hamburg 
sieht in einer solch fehlgeleiteten Politik 
der EU eine der Hauptgründe für die 
dramatisch ansteigenden Migrationsbe-
wegungen Afrikas.24

Die Glaubwürdigkeit der europäischen 
Länder leidet auch in Bezug auf die so 
genannten Wirtschaftspartnerschafts-
abkommen (EPAs). Diese Abkommen, 
die mit den so genannten AKP–Staaten 
– den ehemaligen Kolonien Europas - 
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alrıkanıschen Ländern 11UrTr für maxımal Demokratisierungsbemühungen un

TE zugestanden. Prozent der „Good (10vernance  0. stehen niıcht auf
TOCUKTEe QuUurfen Qie Länder Aflfrıkas der Agenda des großen as]latıschen Part-
ZWarT VOT dem Trejlen ar schützen, CIS. ugleic 1sT offensichtlich, AQass
aher Prozent sollen sich dem Welt- &e1INe CUuUuC Verschuldungsfalle To Qa
markt stellen .“ E1ın wichüger und m.E ına SeEINenNnN artnern schr STOBZUgIS
auch nehmender Krıtikpunkt mıt Krediten Ae Ärme greift.“
AUS afrıkanıscher 1C 1st der Vor-
wurfr, Qass EPAÄS Ae Bemühungen VO  — Dıie Kirchen sınd

konterkarneren. enn herausgefordertsich für OQıe Förderung reg]onaler
Kommen wWIT zurück EPAÄAS Bereıts 1mWiıirtschaftsgemeinschaften e1nN. EPAÄAS

Jedoch en den Konkurrenzkampf Jahr 2007 hat sich dIie AMELCEHA der
der alrıkanıschen Länder untereinander 7Zusammenschluss der Ostafrıkanıschen
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geschlossen werden sollen, dienen nach 
Einschätzung vieler Experten und auch 
zivilgesellschaftlicher Organisationen 
in erster Linie den Europäern selbst. 
EPAs sind, vereinfacht ausgedrückt, 
Freihandelsabkommen. Damit aber ist 
die grundlegende Problematik beschrie-
ben: Wie können bäuerliche Betriebe 
und Kleinindustrien mit den Produkten 
aus hochindustrialisierten Ländern 
überhaupt konkurrieren? Zollschran-
ken, die Europa oder auch die USA über 
eine sehr lange Zeit in ihrer Geschichte 
davor bewahrten, die eigenen Märkte 
zu öffnen, bis die eigenen Produkte 
konkurrenzfähig waren, werden den 
afrikanischen Ländern nur für maximal 
15 Jahre zugestanden. 20 Prozent der 
Produkte dürfen die Länder Afrikas 
zwar vor dem freien Markt schützen, 
aber 80 Prozent sollen sich dem Welt-
markt stellen.25 Ein wichtiger und m.E. 
auch ernst zu nehmender Kritikpunkt 
aus afrikanischer Sicht ist der Vor-
wurf, dass EPAs die Bemühungen von 
NePAD konterkarieren. Denn NePAD 
setzt sich für die Förderung regionaler 
Wirtschaftsgemeinschaften ein. EPAs 
jedoch haben den Konkurrenzkampf 
der afrikanischen Länder untereinander 
zur Folge und machen somit bisherige 
Erfolge von NePad zunichte.26

Und letztlich stellt sich die Frage, ob 
EPAs überhaupt einen Beitrag dazu 
leisten können, die Armut zu reduzie-
ren. Afrikanische Länder haben mit den 
Rezepten des Neoliberalismus – Libera-
lisierung der Märkte, Privatisierung der 
Industrien – sehr negative und schmerz-
hafte Erfahrungen machen müssen. Ein 
Ausverkauf Afrikas wird befürchtet. 
Sieht man sich die zur Zeit stattfin-
dende Aneignung riesiger Ländereien 
(„land-grabbing“) fruchtbaren Bodens 

(häufig Pachtverträge) durch große 
Konzerne aus den Industriestaaten an, 
die die Böden nutzen, um Rohstoff e für 
die Herstellung von „Bio“-Kraftstoff en 
zu produzieren, dann ist diese Befürch-
tung vielleicht doch nicht unbegründet. 
Und schließlich: Die unnachgiebige und 
zum Teil auch sehr überhebliche Art 
der europäischen Verhandlungsführer 
in Sachen EPAs übersieht wohl, dass 
die westlichen Länder viel an Einfl uss 
verloren haben, dass viele afrikanische 
Länder sich inzwischen China zuwen-
den, das zum Spielmacher auf dem afri-
kanischen Kontinent geworden ist. Dies 
birgt neue Gefahren. Rechtsstaatlichkeit, 
Demokratisierungsbemühungen und 
„Good Governance“ stehen nicht auf 
der Agenda des großen asiatischen Part-
ners. Zugleich ist off ensichtlich, dass 
eine neue Verschuldungsfalle droht, da 
China seinen Partnern sehr großzügig 
mit Krediten unter die Arme greift.27 

Die Kirchen sind 
herausgefordert

Kommen wir zurück zu EPAs. Bereits im 
Jahr 2007 hat sich die AMECEA – der 
Zusammenschluss der ostafrikanischen 
Bischofskonferenzen – zusammen mit 
der AACC (All African Conference of 
Christian Churches) ausführlich mit der 
Frage der EPAs auseinandergesetzt. In 
einem gemeinsamen Statement ver-
urteilen sie EPAs aufs Schärfste und 
betonten: „EPAs gefährden das Wohl 
der einheimischen Bevölkerung. Inter-
nationaler Handel muss dem Menschen 
dienen und nicht dem Profi t. Vor allem 
aber darf er nicht zur Unterdrückung 
der Menschen beitragen. Die zur Zeit 
zwischen der EU und afrikanischen 
Staaten verhandelten EPAs verstoßen 
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nicht nur gegen diese Grundprinzipien, 
sondern gefährden auch die wirtschaft-
liche Entwicklung der afrikanischen 
Länder.“28 Es ist erfreulich, dass die 
Kirchen Ostafrikas diese so komplexe 
Thematik von Wirtschaftsbeziehungen 
zu ihrem Thema gemacht haben, sich 
damit auseinandergesetzt haben, denn 
– so erklären es die Kirchenvertreter – 
das Wohl der Menschen steht auf dem 
Spiel. Und schaut man sich das „Ins-
trumentum Laboris“ der kommenden 
Afrikasynode an, so nimmt das Thema 
der Globalisierung, der Ungerechtigkeit 
in Handels- und Wirtschaftsbeziehun-
gen etc. ebenfalls einen entsprechenden 
Platz ein. 
Der nigerianische Theologe Eugene 
Elochukwu Uzukwu CSSp verurteilt in 
seinem Beitrag zur Afrikasynode in der 
neuen Ausgabe von Forum Weltkirche 
massiv die Haltung der westlichen Län-
der und die Dominanz der G8 Staaten. 
Und er fragt: Wie kann es sein, dass auf 
dem wichtigen Finanzgipfel der G20 am 
08. April 2009 in London anlässlich der 
weltweiten Finanzkrise Afrika praktisch 
nicht präsent war (einzig Südafrika 
durfte teilnehmen - als einziges von 
den 54 Ländern des Kontinents)? Seine 
Hoff nung ist, dass die Synode nicht nur 
für die afrikanische Kirche von Bedeu-
tung sein wird, sondern für die gesamte 
Weltkirche.29

Die Relevanz der Thematik „Kirche im 
Dienst an Versöhnung, Gerechtigkeit 
und Frieden“ legt dies nahe. Aber: 
Die Erfahrung zeigt auch, dass es uns 
schwer fällt, uns mit Fragestellungen 
und Problemen auseinanderzusetzen, 
die uns zunächst einmal nicht direkt 
betreff en. Welche europäische Bischofs-
konferenz etwa hat sich intensiv mit 
Fragen von EPAs auseinandergesetzt? 

M.E. wird angesichts der komplexen 
Probleme in einer globalisierten Welt 
eine immer intensivere Vernetzung – 
gerade auch der Kirchen als aktive Mit-
glieder der Zivilgesellschaft – nötig. In 
Fragen von Migration hat es ein erstes 
Treff en zwischen der SECAM und der 
europäischen Bischofskonferenz gege-
ben. In vielen anderen Fragen wäre es 
m. E. ebenso notwendig, weil drängend. 
Aber es wäre verfehlt zu meinen, dies 
ginge nur die Bischöfe etwas an, so sehr 
sie wichtige Entscheidungsträger sind. 
Es geht ebenso die Hilfswerke, Orden 
und auch weltkirchlichen Akteure aus 
den Diözesen an. Denn die anstehenden 
Fragen bedrohen – wie die ostafrikani-
schen Bischöfe betonen – das Wohl der 
Menschen in diesen Regionen. Und dies 
sind vielfach unsere Partner.
Und neue Krisenszenarien ziehen am 
Horizont auf. Die aktuelle Finanzkrise 
trifft die ärmsten Länder besonders 
hart, obwohl sie am allerwenigsten für 
diese Krise verantwortlich sind. Bisheri-
ge Erfolge drohen durch die Finanzkrise 
zunichte gemacht zu werden.30 Das 
gleiche gilt für den sich abzeichnen-
den Klimawandel. Afrikanische Länder 
werden einen sehr hohen Preis zahlen 
müssen. Stehen diese sich abzeichnen-
den Krisen auch auf unserer Agenda? 
Werden wir unsere Arbeit wie bisher 
weiter machen können, ohne uns schon 
jetzt zusammen mit unseren Partnern 
Gedanken machen zu müssen, was 
diese Krisen für unsere Partner in der 
Zukunft bedeuten werden? 
Die Entwicklungsziele des Millenni-
umsgipfels – in erster Linie die Armuts-
reduzierung – waren schon vor Beginn 
der Finanzkrise in Verzug. Es droht – 
wie die Beispiele Italien und Frankreich 
zeigen –, dass weitere Ambitionen der 
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einen Parlamentaner und Prozent
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gen insgesamt C1INe höhere Akzeptanz Marokko beansprucht eINenN sroßen Teil des
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westlichen Welt verblassen, da eigene 
Probleme in den Vordergrund treten. 
Kirche ist nicht nur ein global player, 
sondern auch ein wichtiger Partner der 
Menschen im afrikanischen Kontext. 
Afrobarometer betont, dass 91 Prozent 
der Befragten Religion als sehr wichtig 
in ihrem Leben ansehen. Und in den 
untersuchten Ländern Afrikas haben, 
wenn es um die Lösung eines wichtigen 
Problems des Einzelnen geht, 18 Pro-
zent einen Parteifunktionär, 12 Prozent 
einen Parlamentarier und 27 Prozent 
einen Vertreter der örtlichen Regie-
rung um Rat gebeten. Aber 47 Prozent 
haben sich an einen religiösen Führer 
gewandt. Dies sagt nun nichts über die 
Qualität der erhaltenen Ratschläge aus, 
es zeigt aber, dass religiöse Einrichtun-
gen insgesamt eine höhere Akzeptanz 
und wohl auch Glaubwürdigkeit bei der 
Bevölkerung genießen, als es politische 
Autoritäten tun31. 
Die afrikanische Kirche ist eine der 
dynamischsten weltweit. Die jährlichen 
Zuwachsraten und auch die Zahl von 
Priester- und Ordensberufungen un-
termauern dies. Und die Ortskirchen 
versuchen, ihrer Verantwortung in der 
Gesellschaft - mal mehr, mal weniger 
- gerecht zu werden. Jedoch benötigen 
sie auch unsere Unterstützung und So-
lidarität und das gemeinsame Ringen 
um Lösungen. Denn viele Fragen, die 
die Menschen in Afrika betreff en, wer-
den in Europa und der westlichen Welt 
verhandelt, Weichenstellungen, die zum 
Teil höchst dramatische Auswirkungen 
für diese Menschen haben, werden hier 
vorgenommen.
Der partnerschaftliche Dialog auf 
Augenhöhe ist nicht nur ein Postulat 
an die Politik, sondern hat eine hohe 
Bedeutung insbesondere auch für die 

Zivilgesellschaft als wichtiger Akteur 
politischen Geschehens. Bundespräsi-
dent Horst Köhler hat im Zusammen-
hang mit der Finanzkrise betont: „Die 
Menschlichkeit dieser Welt wird sich am 
Schicksal Afrikas entscheiden.“ Ich bin 
überzeugt, dass wir alle – Orden, Hilfs-
werke und Diözesen - einen wichtigen 
Beitrag dazu leisten können, dass diese 
Menschlichkeit zum Tragen kommt.

1 Der Status von Westsahara ist ungeklärt, 
Marokko beansprucht einen großen Teil des 
Gebiets, ein Referendum unter Leitung der 
Vereinten Nationen über den rechtlichen 
Status konnte bis heute nicht durchgeführt 
werden. Nachdem die Afrikanische Union 
(AU) Westsahara als eigenen Staat 
aufgenommen hat, ist Marokko – obwohl 
Gründungsmitglied – aus der AU ausgetre-
ten. Von daher zählt die AU 53 Mitglieder.

2 Global Statistics vgl. www.geohive.com
3 (Westsahara 218, DR Kongo 18.430, Liberia 

11.345, Elfenbeinküste 6.240, Sudan 9.900, 
Dafur 19.550, Zentralafrikanische Republik 
und Tschad 2.016); Vgl. United Nation 
Peacekeeping: http://www.un.org/Depts/
dpko/dpko/currentops.shtml#africa.

4 Vgl. James D. Fearon and David D. Laitin: 
“Ethnicity, Insurgency and Civil War”, 
American Political Science Review 97 – 
vgl. www.yale.edu/irspeakers/Fearon.pdf.

5 Vgl. http://www.unhcr.org/statistics/
STATISTICS/4852366f2.pdf.

6 Vgl. http://www.internal-displacement.
org/.

7 Bartholomäus Grill: Ach, Afrika. Berichte 
aus dem Inneren des Kontinents, 5. 
Aufl age, München 2005.
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